
Unter diesem Titel haben wir
vor Kurzem eines unserer
Salon-Gespräche im Ver-

söhnungsbund abgehalten, und
auch nach diesem Gespräch sind
wir sicher, dass wir Pesto, sowohl
mit Basilikum als auch mit Bär-
lauch, lieber mögen als die Ver-
pflichtung zur Aufrüstung, die mit
der Vertragsunterzeichnung einher-
geht.

25 EU-Staaten unterzeichnen
den Vertrag

Am 13. November 2017 hat Öster-
reich den Pesco-Vertrag (Perma-
nent Structured Cooperation -
deutsch: SSZ - Ständige Struktu-
rierte Zusammenarbeit) unterzeich-
net, und Bundeskanzler Sebastian
Kurz sieht darin kein Problem für
die Neutralität. Kurz nach dem
Brexit-Referendum wurde das
deutsch-französische Papier „Ein
starkes Europa in einer unsicheren
Welt" veröffentlicht. Und obwohl im
Frühling 2017 noch die meisten
Staaten Bedenken anmeldeten,
haben nur ein halbes Jahr später
doch alle bis auf Malta und Däne-
mark unterschrieben, was vermut-
lich einerseits der Wahl von Donald
Trump zum US-Präsidenten und
andererseits dem durch den Brexit
wegfallenden Veto von Großbritan-
nien geschuldet ist. Zwar besteht
schon seit 2009 und dem Vertrag
von Lissabon die Möglichkeit einer
EU-Armee, aber letztendlich wurde
sie erst im November 2017 akti-
viert.

Das Argument
der Terror-Gefahr

Hinter dem Namen Pesco/SSZ
steht eine Europa-Armee, die eine
von militärischen Ressourcen

gestützte, autonome Handlungsfä-
higkeit ermöglichen und den Weg
zu einer sowohl wirtschaftlichen
wie militärischen Supermacht
ebnen soll. Alle teilnehmenden
Staaten haben sich damit auch zu
einer regelmäßigen Erhöhung des
Militärbudgets verpflichtet, um die
vereinbarten Ziele zu erreichen.
Um eine höhere Akzeptanz bei der
Bevölkerung zu erreichen wird ger-
ne das Argument der Terrorbe-
kämpfung bemüht, wobei sich
darum aber in Europa nicht das
Militär, sondern die Geheimdienste
und die Polizei kümmern. Damit
wird ja auch die zunehmende Total-
Überwachung argumentiert, die
aber, genauer betrachtet, bisher
keinen Terroranschlag verhindern
konnte. Und ob sich etwaige mut-
maßliche Terrorist*innen von der
massiven Aufrüstungspolitik in
Europa abschrecken lassen, sei
dahingestellt.

Die Großen und die Kleinen
der EU

Ein weiteres Problem stellt die Auf-
teilung von Rechten und Pflichten
der einzelnen Mitgliedsstaaten
innerhalb von PESCO dar. „Denn
die Veränderung der Berechnungs-
grundlage vom Vertrag von Nizza
zum Vertrag von Lissabon verän-
derte die Einflussverteilung massiv
zu Ungunsten der kleinen und mitt-
leren Mitgliedsländer", so die IMI
(Informationsstelle Militarisierung).
Es ist somit tatsächlich zu befürch-
ten, dass dadurch ein Kerneuropa,
in dem hauptsächlich die Interes-
sen der EU Großmächte begünstigt
werden, entsteht. Im offiziellen
Ratsbeschluss vom 8. Dezember
2017 heißt es, PESCO sei auf Vor-
schlag von Deutschland, Frank-
reich, Spanien und Italien gegrün-

det worden. Durch die vertraglich
vereinbarte Einführung qualifizier-
ter Mehrheitsentscheidungen, das
heißt 65% der EU-Bevölkerung und
55% der Mitgliedsstaaten, ist das
bis dahin kategorisch geltende
Konsensprinzip in Militärbereichen
hinfällig. Der bevorstehende Brexit
wird die Stimmanteile der übrigen
Großmächte noch weiter vergrö-
ßern. Deutschland und Frankreich
gemeinsam erreichen so 33% der
Stimmen nach Bevölkerungsanteil
und könnten die Sperrminorität fast
im Alleingang erreichen. Mit
PESCO steht nunmehr ein Instru-
ment zur Verfügung, auf Mitglieds-
staaten Druck auszuüben, wenn
sie von ihren Verpflichtungen
zurücktreten möchten. Es werden
Möglichkeiten geschaffen, um Mit-
gliedsstaaten zu sanktionieren, die
den Verpflichtungen nicht nach-
kommen. (Quelle: IMI - Informa-
tionsstelle Militarisierung)

Aufstockung der
Militärausgaben bei

gleichzeitigem Sozialabbau

Andrej Hunko, Bundesratsmitglied,
die Linke und Mitglied der Parla-
mentarischen Versammlung des
Europarates, warnt vor einer kom-
promisslosen Militarisierung auch
der inneren Sicherheit, da Kriegs-
schiffe der NATO und der EU-Mit-
gliedsstaaten bereits jetzt Flücht-
lingsboote stoppen. Er kritisiert
auch die hohen Ausgaben, 5,5
Milliarden Euro sollen durch den
Europäischen Verteidigungsfonds
in Waffentechnik investiert werden.
„Es könnten bis 2027 € 38,5 Milliar-
den an Steuermitteln in Rüstung
und militärische Forschungsprojek-
te fließen, zusätzlich zu den natio-
nalen Militärsausgaben", meint er
weiter. Das kommt einem doch
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auch ein bisschen hoch vor, in
einer Zeit, wo allerorts Sparschiene
gepredigt wird, auf der ja in sozia-
len Belangen auch fleißig gefahren
wird. 

Ebenfalls geplant ist die Verbesse-
rung grenzüberschreitender Militär-
transporte, das heißt einerseits der
Abbau von Bürokratie und Grenz-
kontrollen, aber auch die Straßen
sollen zu Transportzwecken pan-
zerfit gemacht werden, bzw. ist das
auch für künftige Infrastrukturvor-
haben zu berücksichtigen.

Von einer „schlafenden Schönheit
der Verteidigungspolitik" spricht
Jean-Claude Juncker, nun da liegt
die Schönheit wieder einmal im
Auge des Betrachters. Österreich
droht damit eine Verdreifachung
der Militärausgaben und das
gleichzeitig mit dem derzeitigen
Sozialabbau. Mit der Verpflichtung
zur Bereitstellung von Truppen und
Waffen für weltweite EU-Militärein-
sätze, auch zur Durchsetzung des
Zugangs zu Rohstoffen und offe-
nen Märkten, wird die Neutralität

Österreichs klar ausgehöhlt. Die
ZEIT schreibt in diesem Zusam-
menhang, dass in Zukunft mehr
militärische Einsätze der EU in Afri-
ka zu erwarten sind, wo die NATO
traditionell keine Präsenz zeigt.

Sicherheit durch Aufrüstung

Der Friedensforscher Thomas
Roithner bemerkt in seinem jüng-
sten Buch „Sicherheit, Supermacht
und Schießgewähr" die Diskrepanz
einer gemeinsamen EU-Armee in
einem Europa, dem es andereseits
an einer gemeinsamen Außenpoli-
tik mangelt. „Der Globus wird
gleichzeitig amerikanisiert, europäi-
siert und sinisiert. Außenpolitik
scheint sich - hüben wie drüben -
zu versicherheitlichen. Militärmacht
und Wirtschaftsmacht sind mehr
denn je kommunizierende Gefäße.
Von globalem Handel, Ressourcen-
sicherung über Flüchtlinge bis zur
Verbrecherjagd im Internet erhält
die Armee mehr Befugnisse, mehr
Geld und mehr Muskeln. Die EU

wirft zur Sicherung ihrer Interessen
einen Rüstungsfonds, ein militäri-
sches Kerneuropa samt Budgetauf-
stockung, Rüstungsexporten und
globalen Militäreinsätzen in die
Waagschale. Friedensunion sieht
anders aus", meint er darin weiter.

Und das meinen wir auch. Wir wün-
schen uns ein klares Ja zur Neutra-
lität Österreichs, mehr Friedens-
dienste mit zivilem Personal (sie
liegen derzeit bei nur 2,09%), diplo-
matische Einsätze, eine wirkungs-
volle Zusammenarbeit in ökologi-
schen und Klima-Fragen, gerechte
Ressourcen-Aufteilung, die Ach-
tung der Menschenrechte. Damit
könnte man effektivere Friedensar-
beit leisten und somit besser für die
Sicherheit sorgen als mit einer EU-
Battlegroup.

Margot Hruby arbeitet seit Dezem-
ber 2017 beim Internationalen Ver-
söhnungsbund. Vierteljährlich bie-
tet sie ein „Salongespräch” zu Frie-
den und Gewaltfreiheit für alle
Interessierten an.
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